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1		  Einleitung
Um die räumlich und strukturell relevanten Entwicklungsprozesse positiv zu beeinflus-
sen, werden in allen besuchten europäischen Regionen dem Grunde nach die gleichen 
inhaltlichen Zielsetzungen verfolgt wie in vielen Regionen Deutschlands. Unterschied-
lich ist allerdings die Art und Weise, wie die Akteure – möglichst im gesellschaftlichen 
Konsens – ihre meist gemeinsam erarbeiteten bzw. gemeinsam getragenen Ziele effektiv 
und effizient erreichen wollen. 

Will man für deutsche Regionen geeignete Erkenntnisse aus den europäischen Fallstu-
dien ableiten, ist es angeraten, insbesondere die für eine Strategische Regionalplanung 
wesentlichen Elemente der in den besuchten Planungsregionen bestehenden Verwal-
tungsstrukturen untereinander zu vergleichen. Im vorliegenden Kapitel werden deshalb 
die Kernpunkte der im Rahmen des Arbeitskreises gewonnenen Erkenntnisse aus den 
betrachteten Planungsregionen in fünf zentralen Feldern miteinander verglichen:

■■ Organisationsformen der regionalen Planung

■■ Bestandteile und Wirkungsweise des aufzustellenden Plans

■■ Prozess- und Verfahrensebene

■■ Relevante Inhalte des Plans

■■ Tatsächliche Umsetzung der Planung

2		  Organisationsformen
Eine einheitliche Planungsorganisation auf der Ebene der Regionen gibt es nicht. 
Die Organisationsformen der regionalen Planung in den untersuchten europäischen 
Beispielregionen weisen ein ähnlich breites Spektrum auf wie in der Bundesrepublik 
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Deutschland: Insgesamt betrachtet lässt sich sagen, dass die Organisationsformen vor-
rangig kommunal und weniger staatlich verfasst sind. In den Untersuchungsregionen 
finden sich sowohl informelle (z. B. in Rotterdam – Den Haag) als auch förmlich verfasste 
Organisationsformen (z. B. in London oder Lyon). In der Schweiz existiert darüber hinaus 
auch die Vorgehensweise, die Regionalentwicklung im Rahmen eines besonderen 
Vereins oder Verbandes bzw. über die neue formale, aber freiwillige Organisationsform 
einer Regionalkonferenz durchzuführen. 

Keine der besuchten Regionen kommt ohne eine formale Organisationsstruktur aus. 
Es gibt staatlich abgegrenzte Regionen ebenso wie funktional und politisch begründete 
Regionen. Sie sind eingebunden in den bestehenden verfassungsstrukturellen Aufbau 
oder sie sind durch Sonderregelungen per Gesetz bzw. aufgrund freiwilliger Zusam-
menschlüsse entstanden. 

Der Vorteil einer verbindlichen Organisationsform liegt dabei in der institutionellen 
Bedeutung. Arbeiten die handelnden Personen mit weiteren Akteuren kooperativ 
und freiwillig zusammen, besteht die Chance, wichtige Ziele „aus freien Stücken“ 
zu erreichen und sich auf einen gemeinsamen Nenner zu einigen. Die verbindliche 
Organisationsform ist dennoch kein Garant für den Erfolg und die Durchsetzungskraft. 
Soll ein Beteiligter zugunsten der Region Belastungen auf sich nehmen oder will bzw. 
muss er von den gemeinsamen Zielen abrücken, wird er für sein Handeln nur selten 
sanktioniert. Dadurch besteht die Gefahr, dass die gemeinsamen Ziele insgesamt nicht 
erreicht werden oder im schlimmsten Fall die Gemeinschaft zerfällt. Unangenehme und 
komplexe Ziele, die viele der beteiligten Akteure direkt belasten, erscheinen auch in 
solchen Organisationsformen schwer zu erreichen. Freiwillige gemeinsame Organisati-
onsformen unterliegen bei belastenden Zielen noch stärkeren Gefährdungen; nur eine 
gemeinsam als Win-Win-Planung oder -Projekt erkannte Situation lässt Erfolge erwarten.

3		  Planarten
Während Regionalpläne in Deutschland verbindlich und in ihren Darstellungen meis-
tens flächendeckend und umfassend sind, zeigt sich in den untersuchten europäischen 
Regionen oftmals ein anderes Bild. So gibt es für die Pläne in einigen Regionen keine 
verbindlichen Regelungen, sondern lediglich Empfehlungen – dies sowohl für öffent-
liche wie für privat zu tätigende (Infrastruktur-)Investitionen. Diese Empfehlungen 
sind – anders als es in Deutschland der Fall ist – teilweise mit finanziellen Anreizen 
verbunden, so z. B. in den Niederlanden. In anderen Regionen, z. B. in der Schweiz, 
finden sich allerdings auch Pläne, die – ähnlich wie in Deutschland – die anzustrebende 
räumliche und strukturelle Ordnung und Entwicklung verbindlich und teilweise darüber 
hinausgehend mit konkreten Maßnahmenvorschlägen darstellen.

Zur Frage der planungsrechtlichen Verbindlichkeit des Regionalplans gibt es unter-
schiedliche Wertungen. Regionale Akteure, die im Interesse der Regionalentwicklung 
für eine rasche Umsetzung sind, betrachten rein informelle Abstimmungen kritisch. 
Andererseits sehen die von einer verbindlichen Planung betroffenen Akteure in solchen 
Vorgaben vielfach eine einengende Lenkung, die gerade für politisch starke Kommunen 
vor dem Hintergrund ihrer Eigeninteressen nur widerstrebend hingenommen wird. 
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Für alle Pläne in den Regionen der Fallstudien lässt sich sagen, dass sie unter dem 
Einfluss einer deutlich stärkeren Projektorientierung erarbeitet werden; dies kann – wie 
in der Schweiz – sogar bis zu einem in den verbindlichen Regionalplan integrierten 
Masterplan reichen. Die Inhalte der Regionalpläne werden dabei sowohl in allgemeinen 
textlichen Aussagen als auch in räumlichen Festlegungen formuliert. Je nach Verwal-
tungsebene werden auch die projektbezogenen textlichen Aussagen und räumlichen 
Festlegungen entsprechend konkreter. Vorsichtige Schritte in diese Richtung werden 
in der Metropolregion Rhein-Neckar versucht.

Der Vorteil einer solchen Projektorientierung liegt in der kontinuierlichen Verfolgung 
eines gesamtheitlichen Prozesses von der Wahrnehmung bestehender Probleme bis hin 
zur kreativen Lösung eines solchen Problems. Ein erster Versuch – wenngleich (noch) 
ohne Konsequenz –, solch einen strategischen Weg in einer deutschen Planungsregion 
umzusetzen, ist im Regionalplan für den Regierungsbezirk Düsseldorf von 1999 doku-
mentiert (vgl. Bezirksregierung Düsseldorf 2009: 4 ff.).

4		  Planungsprozess
Die auf der Prozessebene verwendeten Methoden und Instrumente sind im Hinblick 
auf die untersuchten Beispielregionen vielfältig. Beginnend mit informellen Abstim-
mungsprozessen im Vorfeld der eigentlichen Planarbeiten und in (Einzel-) Gesprä-
chen, Workshops, Konferenzen sowie Kooperationsforen reichen sie bis hin zu einer 
Inszenierung der öffentlichen Beteiligung mithilfe von Marketingmaßnahmen (unter 
Einbeziehung einer effektiven Medien- und Öffentlichkeitsarbeit). Teilweise findet 
bereits auf der Ebene der Konzeptentwicklung eine zielbezogene Zusammenarbeit 
mit den relevanten Akteuren (z. B. interessierte und/oder betroffene Verbände, Unter-
nehmen, Institutionen, Bürger) statt. Einerseits sollen die Akteure früher und stärker 
in den Entscheidungsprozess einbezogen und so auf eine effektive Art und Weise zu 
komplementären Leistungen motiviert werden. Andererseits besteht bei dieser frühen 
Einbindung von starken Akteuren die Gefahr, dass diese bereits in einem ggf. zu frühen 
Stadium des Planungsprozesses ihre Interessen fixieren, den Planungsprozess mit ihren 
Interessen bestimmen und damit ohne eigene Planverantwortung und -legitimation die 
abschließenden Abwägungsentscheidungen der Planung beeinflussen. Außerdem geht 
mit der Weiterverfolgung regionalplanerischer Ziele bis auf die kleinteilige Ebene ihrer 
Umsetzung eine immer größer werdende Runde der zu beteiligenden Akteure einher.

Dennoch wird generell in den untersuchten europäischen Regionen der Komplex 
Planung viel stärker als Management von Kooperationsprozessen verstanden, ausgeführt 
und gelebt. In Deutschland steht – mit wenigen Ausnahmen – bislang eher der Plan 
als statisches Ergebnis eines Planungsprozesses im Mittelpunkt der Regionalplanung. 

Die Planungsprozesse an sich zeichnen sich in den Regionen der Fallstudien fast 
durchgehend durch sehr intensive und mit hohem Aufwand betriebene Beteiligungs-
verfahren aus. Im Gegensatz dazu findet in der Provinz Süd-Holland beispielsweise 
der Planungsprozess primär zwischen den Behörden statt. Kommt es allerdings dazu, 
dass konkrete Projekte ausgehandelt werden, werden auch hier private Investoren auf 
dieser Planungsebene unmittelbar beteiligt.
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Zu den positiven Effekten dieser in Europa Anwendung findenden Prozesse zählen 
auch die Sensibilisierung für durch die Planung betroffene wirtschaftliche Zusammen-
hänge oder die Förderung der überbetrieblichen Zusammenarbeit sowie die Ver-
marktung von Standorten. Es lassen sich aber auch Nachteile dieser Vorgehensweisen 
finden. Dazu gehört vor allem der enorm hohe Personal- und Zeitaufwand, der mit solch 
intensiv angelegten Prozessen verbunden ist. Durch den stärkeren Umsetzungsbezug 
der Regionalplanung und die dadurch bedingte Einwirkung auf die kommunale Planung 
einzelner Gemeinden ist es aber unverzichtbar, diese als Partner von Anfang an mit 
an der Planung zu beteiligen. Nur dann kann der Nachteil der Beteiligung besonders 
starker Akteure vermieden werden, den Prozess durch dominantes Verhalten in eine 
Richtung zu bewegen, die dem Einzelinteresse förderlicher ist als dem Interesse der 
Gesamtregion. Im ungünstigsten Fall können Abwägungsentscheidungen des legiti-
mierten Planungsträgers faktisch so beeinflusst werden, dass die Rechtssicherheit von 
Planungen und darauf aufbauende Investitionen infrage gestellt sind. Um diesen Nach-
teil eines kooperativen Planungsprozesses zu vermeiden, ist eine hohe Prozess- und 
Beteiligungstransparenz unverzichtbar. Nicht zuletzt die Vorgänge um das Großprojekt 
„Stuttgart 21“ der Deutschen Bahn AG zeigen, dass von Anfang an transparente und 
den Bürger einbeziehende Planungsprozesse Grundvoraussetzung für Akzeptanz und 
Planungssicherheit sind.

In den untersuchten Regionen überwiegt die Planungsmentalität eines langfristi-
gen, gesamtheitlichen und überörtlichen Kooperationsmanagements. Es wird nicht 
nur in formalisierten Prozessschritten gedacht; die Planungsprozesse sind – von der 
Ideenfindung, über die Konzeptentwicklung und Planerarbeitung bis zur Erstellung 
eines Masterplans – vielfältig und innovativ. Sie sind – wie dies in der 5. Nota des nie-
derländischen Planungsrechts hervorgehoben wird – vom Denken in Chancen und 
Handlungsmöglichkeiten gekennzeichnet.

5		  Planinhalte
Die untersuchten Pläne in den Regionen der Fallstudien sind – wie auch in Deutsch-
land – überwiegend auf die traditionellen Sachbereiche Siedlungs-, Freiraum- und 
Infrastrukturentwicklung ausgerichtet. Das geschieht in manchen der untersuchten 
Beispielregionen allerdings in einer deutlich schlankeren Form als hierzulande. Darüber 
hinaus werden in den Regionen – abgesehen von der Entwicklung von Leitbildern und 
der Darstellung von Zielen – zunehmend neuartige Aussagen gemacht, die vom klas-
sischen Regionalplan abweichen. Hierzu gehören beispielsweise allgemein gehaltene 
wie themenbezogenene Strategien, operationalisierte Kriterien, räumlich konkrete 
Festlegungen und/oder Projekte, die über eine regionale Ausstrahlung verfügen können 
(„Leuchtturmprojekt“). So gehören in manchen der betrachteten Regionen sogar ein-
zelne Maßnahmen, mit denen bestimmte regionalplanerische Ziele umgesetzt werden 
können, zu den Planinhalten. Damit werden neben flächenbezogenen Zielen zuneh-
mend Darstellungen zum angestrebten Infrastrukturausbau, zur Wirtschaftsentwicklung 
und zu individuellen Projekten in den Regionalplan aufgenommen.
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In den europäischen Beispielregionen rückt die wirtschaftliche Entwicklung teilweise 
deutlich stärker in den Fokus der Betrachtung als in Deutschland. Diese entwicklungs-
politische, inhaltliche Orientierung bringt eher den Vorteil eines leichteren Zugangs 
zu staatlichen Fördermitteln mit sich, als dies durch die klassisch flächenbezogene 
Ausrichtung der Raumplanung in Deutschland der Fall ist.

Andererseits könnte eine stärkere Konzentration auf wirtschaftliche Aspekte eine 
ausgewogene Gewichtung anderer Raumfunktionen (z. B. Natur, Landschaft, Erholung, 
Landwirtschaft …) gefährden. Die direkte Konsequenz solcher Anspruchsüberlagerun-
gen bleibt allerdings ein umfassender Abwägungsprozess.

6		  Umsetzung
In den Untersuchungsregionen findet die Umsetzung der Planinhalte in der Regel im 
Zuge der kommunalen Planung der Städte und Gemeinden und z. B. durch Infrastruk-
turprojekte oder andere zu genehmigende Projekte der Kommunen bzw. anderer 
Träger statt. An diesem Prozess beteiligt sind in mehreren der betrachteten Regionen 
die betroffenen Stakeholder sowie die kommunalen Akteure. Sie werden beispielsweise 
durch unterschiedliche Kooperationsformen und Vertragsstrategien in den Umset-
zungsprozess eingebunden. In London unterstützt die Regionalplanung die regional-
politische Umsetzung. Die Beteiligung bezieht sich in diesem Fall allerdings nicht nur 
auf Neubauprojekte, sondern auch auf den Rückbau bereits bestehender Projekte, die 
mit den neuen Planungskonzeptionen der Region nicht mehr zu vereinbaren sind (vgl. 
Teil II, Fallstudie Großbritannien, Kapitel 5.1).

Bislang nur Einzelfälle hinsichtlich der Umsetzung der regionalplanerischen Plan-
inhalte sind Masterpläne und Finanzierungskonzepte, die in einzelnen Regionen, z. B. 
in der Schweiz, als Strukturpläne sogar Bestandteil von verbindlichen Regionalplänen 
werden. 

Weitere neue Wege, die auf europäischer Ebene beobachtet werden können, 
sind im Zuge der Planumsetzung stattfindende Monitoring- und Kontrollprozesse der 
Planelemente, die regelmäßig und teilweise sogar jährlich durchgeführt werden. Die 
Vorteile solcher Monitoring- und Kontrollprozesse bestehen in der verhältnismäßig 
aktuellen Übersicht über den Sachstand der beobachteten regionalen Entwicklun-
gen. Gewollte und ungewollte Wirkungen der Planung und Maßnahmen sowie deren 
Fortschritt zeichnen sich frühzeitig ab. Erfolge und Misserfolge werden schon in der 
Entstehungsphase erkennbar. 

Auch in der Vorphase von Planerarbeitungen können Monitoring- und Kontroll-
prozesse wertvolle Erkenntnisse für die Planung liefern. Zukünftige Planungen können 
unter Nutzung dieser Daten und Informationen fundierter und bedarfsorientierter 
vorbereitet werden.

Eine Strategische Regionalplanung strebt typischerweise auch eine zielorientierte 
Nachsteuerung an. Monitoring und Controlling bieten dafür einen unverzichtbaren 
Nutzen. Dass der Aufwand für die Festlegung und Überprüfung geeigneter Indikatoren 
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und die Kosten für die Datenerhebung zunehmen werden, ist mit dem Nutzen und dem 
Erfolg eines qualifizierteren Planungsprozesses abzuwägen. Ein solcher Prozess lässt 
zwar den Gesamtumfang der regionalen Planung komplexer werden, trägt aber zu einer 
besseren inhaltlichen Abstimmung zwischen den verschiedenen Planungsebenen und  
-zuständigkeiten bei und kann durchaus zur Zeitersparnis bei der Umsetzung führen. 

7		  Kernpunkte der untersuchten Fallstudien
Mit der folgenden schematischen Darstellung werden die Kerngedanken neuer Instru-
mente, Methoden und Verfahren für eine Strategische Regionalplanung aufgezeigt, die 
auch für eine Weiterentwicklung der klassischen Regionalplanung in den deutschen 
Regionen in Betracht kommen.

Tab. 1: Kernpunkte der untersuchten Fallstudien
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Quelle: eigene Darstellung
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